Stellungnahme Wikimont		16.09.2026
Unsere Stellungnahme vom 30.03.2026 bleibt unverändert.
Entlassung vom 12.03.2026 ist berechtigt laut § 82 GewO und wurde mit sofortiger Wirkung ausgesprochen, siehe zueghöriges Schreiben:
1. Schwere Beleidigung des Arbeitgebers / Vorgesetzten
grobe Verletzung der Dienstpflichten und ungebührliches Verhalten  (§ 82 GewO: Beleidigung, Tätlichkeit, grobe Ungebühr)

2. Vertrauensunwürdigkeit durch ehrverletzende, diskriminierende Aussagen
massivem Vertrauensverlust, der eine Weiterbeschäftigung unzumutbar macht (§ 82 GewO: Vertrauensunwürdigkeit)

3. Grobe Pflichtverletzung / Verletzung der Loyalitätspflicht
respektloses, aggressives Verhalten gegenüber dem Arbeitgeber (§ 82 GewO: grobe Pflichtvernachlässigung)
Zu den in der Zahlungsklage neu vorgebrachten Punkten:
Für das Abrechnungsmonat Dezember 2025 steht keine Urlaubsersatzleistung zu, da jeglicher aliquot stehender Urlaub in Zeit konsumiert wurde. Die zugehörige Sonderzahlung wurde in der Abrechnung November 2025 berücksichtigt und ausbezahlt.
Die in der Zahlungsklage gelistetet „sonstigen Ansprüche“ bzw. „Entgelte“ für die Monate 12/25 und 03/26 erschließen sich uns nicht ohne weitere Erklärung. Sonstige Ansprüche oder Aufwandsersätze werden nicht anerkannt.
Der Anspruch auf Urlaubszuschuss und Weihnachtsremuneration (Sonderzahlung) für das Dienstverhältnis von 12.01.2026 bis 12.03.2026 steht aufgrund des Austrittsgrundes Entlassung aus Verschulden des Arbeitnehmers (§ 82 GewO) gemäß Kollektivvertrag Eisen- und Metallverarbeitenden Gewerbe, Arbeiter/innen, gültig ab 1.1.2026 Absatz XVII. 9 a) und Absatz XVIII. 4 a) nicht zu, jedoch steht trotzdem eine Urlaubsersatzleistung ohne Sonderzahlung zur Urlaubsersatzleistung zu gemäß UrlG § 10 (2). Diese muss unsererseits in der Lohnabrechnung 03/2026 nachträglich berücksichtigt werden.
Eine Kündigungsentschädigung sowie alle in dem Zusammenhang geforderten Urlaubsersatzleistungs- , Sonderzahlungs- und Betrieblichen Vorsorgeanteile (Abfertigung) stehen dem Arbeitnehmer aufgrund der selbst verschuldeten Entlassung nicht zu.
